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Aus der Begründung:
Obwohl dieser Antrag bereits vor der Beschlußfassung des 
Kreisgerichts über einen Anspruch auf Entschädigung dem 
Grunde nach (§ 373 Abs. 1 StPO) gestellt wurde, ist angesichts 
der konkreten Bezeichnung des Entschädigungsanspruchs (ent­
gangener Arbeitsverdienst) davon auszugehen, daß damit zu­
gleich eine rechtzeitige Antragstellung im Sinne von § 376 
Abs. 3 StPO vorliegt.

Ein Antrag auf Berechnung der Entschädigung ist auch 
dann rechtzeitig gestellt, wenn der Betroffene im Zusammen- / 
hang mit seiner Stellungnahme zum Entschädigungsanspruch 
dem Grunde nach (§ 373 Abs. 1 Satz 2 StPO) oder zu einem 
späteren Zeitpunkt, längstens nach Ablauf von drei' Monaten 
nach Zustellung der Entscheidung über die Zuerkennung des 
Anspruchs (§ 373 Abs. 1 StPO), eindeutig Forderungen auf 
Entschädigung der Höhe nach geltend macht.

Der Antragsteller hat ein Arbeitsrechtsverhältnis erst mit 
Wirkung vom 5. November 1987 begründet und wurde bereits 
am 22. Dezember 1987 inhaftiert. Demzufolge kann Grundlage 
der Berechnung der Höhe der Entschädigung nicht das in den 
letzten drei Monaten vor der Inhaftierung erzielte Arbeits­
einkommen (vgl. Ziff. 3 des Beschlusses des Präsidiums des 
Obersten Gerichts zur Entschädigung für Untersuchungshaft 
und Strafen mit Freiheitsentzug vom 22. Januar 1975 [NJ- 
Beilage 1/75 zu Heft 4; OG-Informationen 1986, Heft 3, S. 57]), 
sondern nur der im Zeitraum vom 5. November bis 21. Dezem­
ber 1987 erzielte Arbeitsverdienst sein. Dieser betrug aus­
weislich der Lohnbescheinigung einschließlich Krankengeld 
593,48 M netto. Das entspricht einem täglichen Nettoarbeits­
verdienst von 17,46 M. Der Antragsteller befand sich insge­
samt 41 Arbeitstage sowie 2 zu berücksichtigende gesetzliche 
Feiertage in Untersuchungshaft, so daß ihm in dieser Zeit 
Arbeitseinkommen in Höhe von 750,78 M entgangen ist. Von 
diesem Betrag ist das lt. Bescheinigung der Untersuchungs­
haftanstalt während der Haftzeit erzielte Arbeitsentgelt in 
Höhe von 418,13 M abzusetzen.

Mithin war die Höhe der aus dem Staatshaushalt zu erstat­
tenden Haftentschädigung auf 332,65 M festzusetzen. 
A n m e r k u n g  :
Die Bestimmungen der StPO (§369 f f . )  über die Entschädi­
gung für Untersuchungshaft und Strafen mit Freiheitsentzug 
unterscheiden zwischen der Entscheidung über den Anspruch 
auf Entschädigung dem Grunde nach (§ 373 Abs. 1 Satz 1 
StPO) und der Entscheidung über die Höhe der Entschädi­
gung (§ 376 Abs. 1 und 2 StPO). Diese auf den ersten Blick 
etwas kompliziert erscheinende Verfahrensweise dient der 
einheitlichen Anwendung der Entschädigungsregelung und- 
versetzt zudem das Oberste Gericht in die Lage, die Rich­
tigkeit der von den Kreis- oder Bezirksgerichten gefaßten 
Beschlüsse sowie das gesamte gerichtliche Verfahren auf seine 
Gesetzlichkeit hin zu überprüfen. Die Instanzgerichte haben 
vor der Entscheidung über die Zuerkennung oder. Versagung 
des Entschädigungsanspruchs — über sie ist von Amts wegen 
zu befinden — in jedem Fall dem Betroffenen und dem Staats­
anwalt Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben (§ 373 Abs. 1 
Satz 2 StPO). Wird vom Betroffenen, wie in der hier ent­
schiedenen Sache, zugleich mit der Stellungnahme zum Grund 
des Entschädigungsanspruchs die Berechnung der Entschä­
digung der Höhe nach gefordert, dann bedarf es keiner förm­
lichen Wiederholung dieser Forderung nach der Entschei- * 
dung des Gerichts über die Zuerkennung des Entschädigungs­
anspruchs dem Grunde nach. Vielmehr ist eine solche Erklä­
rung des Betroffenen als Antrag auf Berechnung der Höhe 
der Haftentschädigung gemäß § 376 Abs. 3 StPO anzusehen, 
d. h. die Akten sind nach Rechtskraft des Beschlusses des 
Instanzgerichts an das Oberste Gericht zur Berechnung der 
Entschädigung von Amts wegen weiterzuleiten (vgl. Z i f f .  3 
des Beschlusses des Präsidiums des Obersten Gerichts zur 
Entschädigung für Untersuchungshaft und Strafen mit Frei­
heitsentzug vom 22. Januar 1975). In diesem Zusammenhang 
besteht Veranlassung darauf hinzuweisen, daß der Entschä­
digungsbeschluß zuzustellen und die erfolgte Zustellung nach­
zuweisen ist (§ 184 ff. StPO).

Sowohl der Betroffene als auch der Staatsanwalt haben 
das Recht, gegen diesen Beschluß Beschwerde einzulegen 
(§ 375 Abs. 1 StPO). Fehlt der Zustellungsnachweis, kann das 
Oberste Gericht erst dann über die Höhe des Entschädigungs­
anspruchs entscheiden, wenn feststeht, daß der Entschädi­
gungsbeschluß des Instanzgerichts tatsächlich rechtskräftig 
geworden ist, was in der Regel in diesen Fällen nur durch 
zeitaufwendige Rückfragen geklärt werden kann.
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Die vorstehende Entscheidung des Obersten Gerichts 
nimmt zugleich zum Problem der Berechnung der Entschä­
digung Stellung, wenn der Betroffene die letzten drei.Monate 
vor seiner Inhaftierung nicht oder nur teilweise berufstätig 
war. Hierzu soll angemerkt werden, daß es dem Anspruchs­
berechtigten nicht zum Nachteil gereichen kann, wenn dieser 
aus vertretbaren Gründen die letzten drei Monate vor seiner 
Inhaftierung nicht oder nur teilweise Arbeitseinkommen er­
zielt hat. Im allgemeinen wird dann entweder ein verkürzter 
Zeitraum oder u. U. ein Zeitraum, der länger als drei Monate 
zurückliegt, der Berechnung zugrunde zu legen sein, immer 
vorausgesetzt, der Betroffene hätte während der Dauer der 
Inhaftierung auch tatsächlich eine Berufstätigkeit ausgeübt. 
Dr. JÖRG LOCKE, Richter am Obersten Gericht
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